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1. Einleitung und Zusammenfassung 

Der Antrag fordert die Aufhebung der gegenwärtigen Regelung zur Schuldenbremse in der 

hessischen Landesverfassung und die Rückkehr zur bis 2011 existierenden Regelung der 

Nettokreditaufnahme. Begründet wird dies damit, dass sich die Schuldenbremse angesichts der 

Coronakrise als nicht praktikabel erwiesen habe und Maßnahmen zur Abwehr ökonomischer 

und sozialer Krisenfolgen erschwere.  

Die grundsätzliche Kritik an der Schuldenbremse ist angesichts ihrer konzeptionellen Mängel 

gerechtfertigt (Abschnitt 2). Dass bis zur Krise 2020 die Probleme der Schuldenbremse nicht 

gravierend zu sein schienen, ist wesentlich durch den unerwartet schnellen und langen 

Aufschwung und die entsprechend gute Entwicklung der Steuereinnahmen zu erklären 

(Abschnitt 3). Dennoch wurden schon vor der Coronakrise die kritischen Stimmen lauter, die 

insbesondere eine investitionsorientierte Reform der Schuldenbremse forderten (Abschnitt 4). 

Eine simple Rückkehr zur alten Verfassungsnorm von 2011 würde jedoch die Probleme nicht 

lösen. Vielmehr müsste auch das Grundgesetz entsprechend angepasst werden. Zudem wären 

alternative Regelungen in der hessischen Landesverfassung denkbar. Unabhängig davon 

bedürfte es Änderungen des Ausführungsgesetzes (Abschnitt 5).     

 

 
1 Der Autor vertritt seine persönliche Meinung, die nicht notwendigerweise derjenigen des 
Sachverständigenrates entsprechen muss. 
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2. Grundsätzliche Kritik an der Schuldenbremse gerechtfertigt 

Die ökonomische Diskussion um die deutsche Schuldenbremse hatte schon früh insgesamt 

mindestens vier Kritikpunkte identifiziert (Truger/Will 2012): 

1. Die für die Bundesländer mit einer strukturellen Neuverschuldung von Null implizierte 

langfristige Schuldenstandsquote von 0% des BIP ist ökonomisch nicht zu rechtfertigen. 

2. Die Schuldenbremse räumt der Finanzpolitik zu geringe konjunkturelle Spielräume ein: 

Aufgrund nur geringer Reagibilität bei Konjunkturabschwüngen und -aufschwüngen droht sie 

mittelfristig nicht einmal das volle Wirken der automatischen Stabilisatoren zuzulassen. Damit 

droht eine prozyklische Finanzpolitik, also eine krisenverschärfende Politik im Abschwung, 

während im Aufschwung spiegelbildlich zu große Spielräume gewährt werden. Diskretionäre, 

also über die automatischen Stabilisatoren hinausgehende Maßnahmen zur 

Konjunkturstabilisierung werden nur für den Fall von Naturkatastrophen oder 

außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die 

staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, zugelassen. 

3. Die Schuldenbremse verstößt gegen die „Goldene Regel der öffentlichen Investitionen“, 

wonach öffentliche (Netto-)Investitionen, die den öffentlichen Kapitalstock erhöhen und 

langfristig zu höherer Produktivität führen, aus Gründen der Generationengerechtigkeit durch 

Kredite finanziert werden sollten (Truger 2015). 

4. Die Schuldenbremse kann im Übergangsprozess bei hohen Ausgangsdefiziten zudem durch 

eine stark restriktive Finanzpolitik mit negativen gesamtwirtschaftlichen Rückwirkungen den 

Konsolidierungsprozess belasten. 

3. Bisheriger „Erfolg“ der Schuldenbremse im Wesentlichen konjunkturbedingt 

Die in Abschnitt 2 genannten ersten drei Kritikpunkte haben offensichtlich weiterhin Bestand. 

Vorübergehend mag es so ausgesehen haben, als ob der vierte mittlerweile ausgeräumt sei, weil 

die öffentlichen Haushalte insgesamt – aber auch in Hessen – den Übergang zur Schuldenbremse 

mit einer sehr deutlichen Reduktion der Verschuldung bis 2019 ohne gravierende 

Kürzungspolitik überstanden haben. 

Allerdings waren es vor allem der schnelle, unerwartet kräftige und lang andauernde 

Aufschwung seit 2010 sowie die unerwartet günstige Zinsentwicklung die zu einer 

entscheidenden Entlastung der öffentlichen Haushalte geführt haben. Die Schuldenbremse 

musste in dieser Lage gar nicht greifen, weil aufgrund von immer wieder neuen positiven 

Überraschungen bei der Steuerschätzung zusätzliche Mittel zur Verfügung standen, die teilweise 

prozyklisch genutzt wurden (Rietzler/Truger 2019). Konkret für Hessen kommt hinzu, dass die 

Landesregierung mehrfach bestehende Spielräume außerhalb der Schuldenbremse ausgenutzt 

hat, insbesondere zur Verbesserung der Finanzlage der Kommunen über die WI-Bank.  

In der Coronakrise kommt es nun zum ersten ernsthaften Test, ob die Schuldenbremse 

tatsächlich genug Spielräume für eine konjunkturgerechte Haushaltskonsolidierung ohne 

abrupte Steuererhöhungen oder Ausgabenkürzungen lässt. 
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4. Wissenschaftliche und politische Kritik an Schuldenbremse wird lauter 

In jüngerer Zeit wurde die Schuldenbremse auch gerade hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 

öffentlichen Investitionen selbst von Institutionen, die die Schuldenbremse stark befürwortet 

hatten, nicht mehr uneingeschränkt positiv gesehen. Weder im wissenschaftlichen Beirat beim 

BMWI noch im Sachverständigenrat gab es noch klare Mehrheitsverhältnisse bezüglich der 

Frage der Reformbedürftigkeit der Schuldenbremse (Wissenschaftlicher Beirat 2020; 

Schnabel/Truger 2019). Hinzu kommt die aktuelle internationale Debatte um eine andere Sicht 

der Staatsverschuldung angesichts anhaltend niedriger Zinssätze (Blanchard 2019). 

Zudem zeigt eine aktuelle Umfrage des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (Blesse 

et al. 2021) unter Landtagsabgeordneten, dass mittlerweile eine Mehrheit unter ihnen eine 

Reform der Schuldenbremse unterstützt, die zu einer Ausnahme von Investitionen von der 

Schuldenbremse führt.  

5. Einfache Rückkehr zur alten Regelung der Landesverfassung nicht überzeugend 

So gerechtfertigt die Kritik an der Schuldenbremse damit grundsätzlich ist, so unklar bleibt doch, 

ob eine einfache Rückkehr zur alten Regelung der Landesverfassung sinnvoll und hinreichend 

für eine bessere Finanzpolitik in Hessen wäre. 

Eine Regelung der Schuldenbremse in der hessischen Landesverfassung wäre verzichtbar, so 

lange es eine landesgesetzliche Grundlage für die in Art. 109 genannten 

Ausgestaltungsmerkmale der Schuldenbremse gibt. Insofern stellt sich die Frage, ob es 

tatsächlich der Rückkehr zur alten Regelung in der Landesverfassung bedarf oder ob nicht eine 

komplette Streichung angebracht wäre. Die alte Formulierung, die u.a. auf „werbende Zwecke“ 

abstellt, könnte rechtliche Interpretationsfragen aufwerfen. Eine Alternative bestünde in einer 

offeneren Formulierung, etwa der Art, dass die Verschuldungsmöglichkeiten sich nach den 

entsprechenden Vorschriften des Grundgesetzes richten. Dies wäre auch zielführender für den 

Fall, dass es perspektivisch zu Änderungen an der Schuldenbremse im Grundgesetz kommt. 

Von zentraler Bedeutung für die rechtliche Umsetzung und die dadurch entstehenden 

finanzpolitischen Möglichkeiten wird jedoch immer ein sachgerecht formuliertes 

Ausführungsgesetz sein. Es ist ein Manko des Antrags, dass diesbezüglich keine 

Verbesserungsvorschläge unterbreitet werden; obwohl einige Probleme des geltenden Gesetzes 

seit langem bekannt sind (Truger 2013 und 2017).  
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